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Budgetdebatte

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom18 . Dezember1929

BürgermeisterSeitz eröffnetum16Uhrdie Sitzung .DerGemeinderat
setzt die SpezialdebatteüberdenstädtischenVoranschlagfür 1930fort .Zur
Verhandlungsteht die Verwaltungsgruppefür Ernährungs -undWirtschaftswesen.

Zuden Ausführungendes GemeinderatesHöppelerüber das Schulwesenin
der gestrigen Sitzungdes Gemeinderateserklärt der Bürgermeister ,dass erbe
züglichderbehauptetenVorkommnisse ,die unterVerantwortungvonLehrpersone
geschehensein sollen ,beimStadtschulrat die sofortige strengeUntersuchung
verlangt hat .GemeinderatHöppelerist eingeladen ,sofort dieLehrpersonen,
die betreffenden KlassenundSchulenzu nennen .Es ist zu bedauern ,dasssol¬

cheAeusserungen ,wiesie vonGR .Höppelergemachtwurdenunddie einenso
schweren Vorwurf für die öffentlichen Organe enthalten ,ohne gleichzeitige
Namensnennung erfolgen .Stadtrat Fummelhardt hat die Behauptungen des Ge¬

meinderatesHöppelerals konkrete Tatsachenhingestellt undeinen Antragauf
Untersuchung eingebracht .Eines derartigen Antrages bedarf es jedoch nicht ,

daesselbstverständlichist ,dasssoforteineUntersuchungeingeleitetwird,
wennsolche Behauptungen im Gemeinderat aufgestellt werden .Im Interesse der
Ehre eines ganzen Standes müssen die Namen ,die Gemeinderat Höppeler nicht ge

nannt hat ,sofort festgestellt werden .Durch die Untersuchung kommt die ganze

Angelegenheit aus demBereich der Pauschalverdächtigung und können die wirk¬
lich Verantwortlichen eruiert werden .( Beifall bei der Mehrheit ) .

In seinemSchlussworterwidertStadtrat Kokrdazunächstauf dieAus¬
führungen der einzelnen Redner .Bezüglich einer Aktion für die notleidenden
Wiener Weinhauererklärt der Redner ,dass eine solche Aktion bereits imWer¬

den ist ,wonachdie Weinbautreibendenin Wieneine ähnlicheUnterstützung
rhalten werden ,wie dies in Niederösterreich bereits geschehenist ,Hinsicht
Lich der Sammlungenbei den Elternvereinenerklärt Stadtrat Kokrda ,dassda¬

rausein Vorwurfgegendie Schulverwaltungnichterhobenwerdenkann .Stadt¬
rat Kokrda spricht dann ausführlich über die Verhandlungen mit dem Bundbe¬

züglicheinerPachtderMaschinenhalleunderklärt ,dassnunmehrVerhandlun¬
gen zwischen demBundesninisterium und der Wiener Messe . G .wegenVerwendung
der Maschinenhalle geführt werden .Auf die Vorwürfe der Minderheit ,dass das
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WienerSchulweseneines der traurigstenKapitelder Verwaltungsei ,zitiert
Stadtrat Kokrdadie katholische Schulzeitungfür NorddeutschlandinBreslau

vom 13 .und 20 . November1929 .Dort heisst es ,dass wie einst zuPestalozzi
heutedie Pädagogenaller Länderzu OttoGlöckelundFadrusnachWienwanderr
Es wurdeneinzelne SchulenohneBegleitungeines Bezirksschulinspektorsge¬
sucht .Ihre Einrichtungenmüssenals vorbildlich bezeichnet werden .UnterWi¬
derspruch der Minderheit bezeichnet Stadtrat Kokrda das Urteil des Gemeinde¬

Schuke der dami
rates Höppeler über die Wiener als das eines unobjektiven Katholiken ,imGeger
satz zu der katholischenSchulzeitungsteht .( GRin .Schlösinger :DieLeutewerd
nur in Elite - chulengeführt ! )Mit seinen anderen Behauptungen hat GR .Höppeler

der Schule einen sehr schlechten Dienst erwiesen .Es ist unter der Würde des

Gemeinderates ,dass dergleichen Dinge in der Art vorgebracht werden ,wie dies

GR .Höppelergetan hat .Stadtrat Kokrdaersucht schliesslich ,die Ansätzeder
VerwaltungsgruppeVIanzunehmen.( LebhafterBeifall bei derMehrheit) .

Es folgen nun tatsächlich Berichtigungen .
Stadtrat Rummelhardt( . . )kommtauf die Ausführungen desBürgermei - ¬

sters zu Beginn der Sitzung zurück und bemerkt ,er könne diese Ausführungen

nicht anders auffassen ,als ob der Bürgermeister meine ,dass er ( derRedner )
von vorncherein das für wahr halte ,was gesagt wurde .Demgegenüber stelle er

fest ,dass er sich nicht von vorneherein mit diesen Mitteilungen identifizie :

habe ,sonst hätte er nicht eine Untersuchung durch den Stadtschulrat ver¬

langt ,dass er vielmehr gestern zumerstenmal diese Vorwürfegehört habeund
ihnfür

es daher ganz unmöglich sei zu erklären ,sie seien wahr oder nicht .Gegenübe :

der Erklärung des Bürgermeisters ,es sei selbstverständlich ,dass dergleiche
Behaptungenuntersucht werden ,stelle er fest ,dassdas bis heutedurchaus
nicht selbstverständlich war ,da derartige Behauptungenwiederholt imGe¬
meinderat aufgestellt worden sind ,ohne dass eine Untersuchung angestrebt
wurde .Es war also notwendig den Antrag zu stellen ,sonst wäre die Anklage
des GR. Höppelerebenso ignoriert worden ,wie alle früheren Anklagen ,die im
Gemeinderat gegen die Schulverwaltung und insbesondere in Bezug auf die

sittlich - religiöseErziehungerhobenwurde .Er beharre daher auf seinenAn¬
trag underwarte ,dass wennSchuldigegefundenwerden ,sie der Strafezu¬
geführt werden ,nicht aber vielleicht avancieren und Auszeichnungenerhalten
( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR .Höppeler( . . )stellt in einer tatsächlichen Berichtigungfest ;
dass er bereit sei ,für seine gestrigen Behauptungeneinzutreten unddie
Quellen ,aus denen seine Ausführungen stammen ,bekanntzugeben .
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Quelle( LebhafteZwischenrufebei der Mehrheit .- WarumnennenSieIhre nicht

gleich ?Werhat Ihnenall das erzählt ? )Er verwahresich entschiedendagegen ,
dass ihm der Bürgermeister imputiert habe ,er hätte Verdächtigungen undBe¬

schuldigungen ausgesprochen ,für die er nicht bereit wäre ,einzutreten .( Neu¬

erliche Zwischenrufebei der Mehrheit :Sagen Sie von wemSie das haben !)
Bei der Abstimmungwerden die Ansätze der Verwaltungsgruppe VIunver¬

ändert angenommen.DerAntragRummelhardtsowieeinige AnträgederGRin. Schlö
singer werden dem Bürgermeister übermittelt ,ein weiterer Antrag der GRin .

Schlösinger ,sowieein Antragdes GR. HenglbetreffenddieNotstandsaktion
für notleidende Weinhauer werden der geschäftsordnungsmässigen Behandlungzu¬
gewiesen .Die übrigen Minderheitsanträge werdenabgelehnt .

Es wird sodann in die Beratung der Verwaltungruppe VII eingegangen .

Stadtrat Linder leitet die Debatteein .Er verweist zunächstdarauf ,
dass die Nettoausgaben für das Jahr 1930 um 188 . 690Schilling höher als im
Vorjahre sind .Die tragende Post des Voranschlages ist die Post für das Feu¬
erlöschwesen wofür ein Betrag von 9,720 . 100Schilling ,das sind um 130 . 080S
mehr als im Vorjahre vorgesehen sind .Die starke Inanspruchnahme der Feuer¬
wehr erfordert die technisch modernste Ausrüstung .Bis Ende September 1929
waren heuer 5521 Eusrückungen ,darunter 1892 zum Feuer ,der Rest zu techni¬scher Hilfeleistung .Während der Kälte -und Wasserkatastrophe musste die
Feuerwehr einigemale innerhalb weniger Stunden 200 bis 3oomal ausrücken ,
was die Schlagfertigkeit der Feuerwehr beweist .Die Feuerwehr hat ein Kabel¬
netz in der Länge von 115 Kilometern .Es gibt derzeit 601 öffentliche und
384 private Feuermelder und 29 Feuerwachen .Mit dem Ausbau von Feuerwachen
im 19 .und 16 .Bezirk ist die vor Jahren eingeleitete Reform des Feuerschut¬
zes beendet ;es wird dann möglich sein ,innerhalb fünf Minuten nach Alarm
beim Feuer zu sein .Die neuen Feuermelder werden mit Raschelglocken zu

erhinderung blinden Feueralarms und mit Telefoneinbau versehen sein ,und
werden ganz moderne Feuermelder dænstellen .Zur Verbesserung des Fahrparkes ,
welcher derzeit 50 Elektromobile und 73 Bezinautos zählt ,sind 13 neue Fahr¬

gestelle und 15 Aufbauten ,ausserdem eine Autoschubleiter vorgesehen .Nach
diesen Arbeiten wird unser Feuerschutz der modernste und bestgebaute sein .
Das Sicherheitswesen erfordert um 123 . 110Schilling mehr ,und zwar infolge
der Steigerung der Ueberstellungskosten und der ständigen Steigerung der
Schüblinge .Für die im Jahre 1930 durchzuführende Volkszählung wurde ein

Betrag von 80 . 000 Schilling vorgesehen .Der ständige Zuwachs von Ausstel¬

lungsobjekten für das Uhrenmuseum lässt eine Erweiterung der Museumsräume
wünschenswert erscheinen .Das Steigen der Zahl von goldenen Hochzeiten hat
eine Erhöhung des hiefür vorgesehenen Betrages bedingt .Für das neue Ge¬
werbeförderungsamt ist ein Betrag von 77 . 000Schilling vorgesehen und ist
zu erwarten ,dass das Kuratcrium bald bestellt wird und zusammentritt und
ann mit der wichtigen Gewerbeförderungsarbeit zu beginnen .Für die Samm¬
lungen wurden wertvolle Neuerwerbungen durchgeführt .Schliesslich teilt

diesem Jahre 30119 Ehen geschlossenStadtrat Linder noch mit ,dass in
wurden ,dass 6375 Heimatsrechtsakte zu erledigen waren ,in 1118 Fällen
erfolgten Ablehnungen und dass die Zahl der Ausgemeindungen 592 betrug .
Stadtrat Linder ersucht schliesslich ,den Ansätzen der Verwaltungsgruppe
VII zuzustimmen .( Lebhafter Beifall beu der Mehrheit ) .

GR. Angermayer ( . . )bemerkt ,nach einer ihm zugekommenenNachricht
sei im Laufe des Monates Oktober oder November die im städtischen Objekt

VI . ,Mollardgasse8 untergebrachteGemeindewachemitderArbeiterzeitung
durch eine telefonische Anlageverbundenworden .VonderArbeiterzeitung
führt ein eigener Draht zu dieser Wache .Diese innige Beziehungzwischen
ArbeiterzeitungundGemeindewacheist auffällig undmanmusssichfragen ,
zu welchem Zweck eine aus öffentlichen Steuergeldern erhaltene Institution
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eineständigeTelefonverbindungmitdemOrgandersozialdemokratischenPar¬
tei habenmuss .Wenndie Arbeiterzeitung einemSchutz braucht ,hat sieden
Schutz der Polizei . .GR. Angermayer fragt den Stadtrat Linder ,wozu diese tele¬

fonische Verbindungerreichtet wurde ,wer die Erlaubnis hiezu gegebenhatund
wer für die Kosten aufkommt .( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR. Uebelhör( . . )bemerkt ,wieauf allen GebietenderGemeindever¬
waltung ,herrsche auch in dieser Verwaltung Willkür .Es sei eine Willkür ,das

die stenografischen Protokolle des Gemeinderates ,obwohldies dieOpposition
seit langem fordert ,nicht in Druck gelegt werden .Die Berichte der Rathaus¬

korrespondenz ,die übrigensdenGemeinderatsmitgliedernreichlich spätzu¬
kommen ,könnenkein Ersatz für das stenografische Protokoll sein ,da sie nur
Auszüge der Reden enthalten .Man müsste uns einmal sagen ,warum die stenogra¬

fischen Protokolle eigentlich nicht gedruckt werden .Offenbar hat maneine
Scheudavormdie wörtlichenRedenin die Bevölkerungkommenzu lassen .Der

Rednerbemängeltsodann ,dassimAmtsblattnichtdie imWienerHeimatverband
Neuaufgenommenenveröffentlicht werden und bezeichnet es als ein schweres
Versäumnis,dassbisherAndenkenan dengrossenBürgermeisterDr .Luegernoch

nicht in das städtische Museum aufgenommen worden sind . GR. Uebelhörteilt mit

dass am 24 .August die Mietpartei eines privaten Hauses in Hernals ihre Ein¬

zimmerwohnunggekündigt habe .Einige Tage nach dieser Wohnungskündigungist

ein Magistratsbeamterin die Wohnunggekommenundhat Erkundigungeneingehol
Die Frau hat danndie WeisungvomWohnungsamtbekommen ,den Schlüsselbei
der Gemeindeabzugeben .Am30 .Oktober ,vier WochennachdemAuszugderFrau
hat ein Beamter die leere Wohnung versiegelt .Niemals wurde ein Eihvernehmen

mit dem Hausbesitzer gepflegt .Am 5 .November ist ein Vertreter des Hausbesit

zum Wohnungsamt gegangeh wo ihm nach dreistündigem Warten mitgeteilt wurde ,

dass über die Angelegenheit das Bauamt Auskunft geben kann .Dort hat manden

Mannan das Ggsundheitsamtgewiesen ,woaber ebenfalls nichts zu erfragenwa
Als der Mann sich beim Leiter des magistratischen Bezirksamtes Hernals ener¬

gisch be schwerte ,wurde er an das Marktamt gewiesen ,wo er endlich erfuhr ,
dass die Frau um eine Wohnung in einem städtischen Haus angesucht hat .Man

gabdemHausbesitzerdenRat ein GesuchumAusfölgungdesWohnungsschlüssels
zu mache .Das Gesuch wurde am 6 .November eingereicht .Nach 1o Tagen wurdedem

Hausbesitzer mitgeteilt ,dass es verloren gegangensei ,er mögeeinneues
Gesuch einreichen .Am23 . Novemberwurde demHausbesitzer endlich die Zusa¬

ge gegeben ,dass in zwei Tagendie Wohnungaufgesperrt und ihmzurVerfü¬
gung gestellt werdenwird .Angeblichsoll die Wohnunggesundheitsschädlich
sein ,obwohl nebenan die gleiche Wohnungnoch heute bewohnt ist .Einen sokche :
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skandalösenVorgangkannmansichnichterkkären. Esist dieseinerderWill¬
küraktean denenIhre Verwaltungso reich ist . Sievergiftendurchsolche
Dingedie Verwaltungundmachendie Bevölkerungmisstrauisch .( LebhafterBei¬
fall bei der Minderheit ) .

GR- Dr .Wagner( E . . ) :DieBedeutungdieserVerwaltungsgruppedarfnicht
nachder Ausgabensumme,sondernmussnachder Arbeitgewertetwerden . Daist
vorallemdie Baupolizeizu nennendi durchdie neueBauordnungvielewichti¬
ge Agendenbekommenhat .Sehr gut verwaltet ist das Kulturgutder Gemeindeauf
demGebiet der Sammlungen ,Museenund des Archivs .Sie erfreuen sich inder

ganzenWelteinesgutenRufes .EinStabhervorragenderBeamterunterstütztda
denamtsführendenStadtrat .Eswäreabersehrnotwendig,dassendlichfürdie¬
se KulturgütergrössereRäumezur Verfügungstünden .Auchwirdfür dieseZwek¬
ke eine grössere Ausgabensummenotwendigsein .In dieser Verwaltungsgruppe

sind auchdas Feuerlöschwesen ,die Verleihungdes HeimatrechtesunddasBud¬
get der politischen Gemeindewache. Trotzdieser heissumstrittenen Kostenist
es denkonsiliantenundruhigemWesendes amtsführendenStadtrateszuzuschrei¬
ben ,dassauchdiese Angelegenheiten,die zu politischenKonfiiktenAnlass
geben ,ohne besonderen Streit beraten werden .Es wäre zu wünschen ,dass die - ¬
ser GeistderUrbanitätauchin andereGebietederVerwaltungeinzögeund
dortdasBedürfnisnachdemreinpolemischenTonaufgegebenwird .

Rednerverlangt nun ,dass unter Ausnützungdes billigen Nachtstromes

die Einführungder Beleuchtung ,der Strassentafeln undHausnummerngeprüft
werdensoll . Esist ohneweiterszuverantworten,dassdafürauchöffentliche
Mittel verwendetwerden ,da ein allgemeinesInteressevorliegt .

BeiderGemeindewachehandeltes sichumeinefrivoleAusgabe. Diese
aufreizendePostmussausdemBudgetverschwinden.DaimBudgetimmerderPer¬
sonalaufwand für tausend Bersonen veranschlagt wird ,Ende 1928 aber nur563

PersonenausdemTitel der Gemeindewachebesoldetwurden ,werdenunberechtigt
Beträge reserviert . DerAufwand betrug für das Jahr 1928 ' 71Millionen Schil¬

ling . Für1930 ist der Personalaufwandmit ' 6Millionen Schilling veranschlag
das heisst ,dass aus dem Titel der Gemeindewache rund zwei Millionen Schil¬

ling an Reserveangelegtwerden - Beider Besprechungdes Feuerlöschwesensdank
Gr . Dr . Wagnerallen Feuerwehrmännernfür ihre vorbildliche Pflichterfüllüng
im Dienste der Wiener Bevölkerung .Hinsichtlich der Förderung der Kunstbestreb

gendurchdie Gemeindekritisiert der Redner ,dass bisher eine Subventionder
deutschen Kunst - undBildungsstelle nicht zu erreichen war .Hinsichtlich der
Verwaltungdes WienerHeimatsrechteserklärt Dr .Wagner ,dass er mit demGeist
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indemdiesesReferatverwaltetwird,nichteinverstandenseinkann. DerBe¬
völkerungmusseingewisserEinflussaufdieEntwicklungdesHeimatrechtesals
gewahrtwerden ,umsomehrdie EingemeindungvonAusländernundjüdischenEle¬
mentenunerwünschtist . BeidieserGelegenheitsagtderRedner ,dassderKreis
derantisemitischenBevölkerungbis tief hineinin die ReihenderSozialdemo¬
kratischgesinntenBevölkerungreicht .GR. Dr.Wagnerwünschteineausgiebige
FörderungdesGewerbes,diemöglichsteUnterstützungderVolkszählungdurch
die Gemeindeundschliesslich die Drucklegungder stenographischenProtokolle
DerWienerLandtagkommtmir vor wieein entmanntesverfassungsrechtliches
Organ ,da er nicht einmal das Recht der Budgetierunghat .Für diesenLandtag

wurde die Drucklegung der Protokolle durchgesetzt ,für den viel wichtigeren

Gemeinderatjedochnicht . DasVerlangennachderDrucklegungderGemeinde¬
ratsprotokolle ist eine berechtigteForderung ,derenErfüllungdenFriedans-¬
gedanken dienen würde .( Beifall bei derMinderheit ) .

GR. Dr.Kolassa( E,L . )beschäftigtsichmitderGemeindewache . DieAus¬
gabe dafür ist nicht nur eine luxeriöse ,sondern auch im Sinne des Bürgerkrieg

eine gefährliche ,Wenn die Gemeindewache verschwindet ,wird dies viel zur Beru¬

higungder Bevölkerungbeitragen .Nachder Verfassung ,die wirjetzthaben,
ist die Auflassungder Gemeindewacheetwasganzselbstverständliches .Man
soll daherdamitnicht zögern .Er beantragt ,die Gemeindewachemit Endedieses
Jahres aufzulösen .( Beifall bei derMinderheit ) .

GR. Stöger( . . )sprichtausfährlichüherdasKinowesen ,dasderVer¬
waltungsgruppefür AllgemeineÄngelegenheitenuntersteht .DieKinosacheist
eine reine Barteisache .Ob es sich nun umdie Erteilung einer Kimolizenz ,
oder um die Erteilung einer Operateursberechtigung und so weiter handelt ,

alles wird durch die Parteibrille angesahanBei der Erteilung vonOperateurs¬
berechtigungen wird parteipolitisch vorgegangen ,ebenso bei der Filmprüf¬

stelle . Dortherrscht reine Parteizensur .( Beifall bei derMinderheit ) .
In seinem Schluswvort erklärt St . . Linderbezüglich der Auf lösungder

Gemeindewache ,dass hinsichtlich des Bestehens oder Nichtbestehens der Ge¬

meindewache Vereinbarungen getroffen wurden und darüber im Rathaus nicht

entschieden werden kann .Die Behauptung ,dass zwischen der Arbeiterzeitung
und der Kaserne der Gemeindewacheeine direkte Telefonverbindungbestehe ,
ist vollkommen unrichtig .Unwahr ist auch ,dass mit der Auflösung der

freiwilligenFeuerwehrenirgendeineWillkürverknüpftist .Diefreiwilli¬
gen Feuerwehren legen ihre Löschberechtigung zurück ,weil sie dasBestreben

anerkennen ,an Stelle des Bestehenden Besseres zu setzen .Hinsichtlich
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der AnfragedesGemeinderatesDr. Wagner,warumdie deutscheKunst -undBil¬
dungsstellenicht subventioniertwerde ,erklärt der Referent ,dassdieUnter¬
stützung dieser Kunstbestrebungenauf einemeigenenRegulativ fussen .Esist
in den Satzungen ausgesprochen ,dass solche Kunstveranstaltungen Arbeitern
undAngestelltendienenmüssen .Wenndie deutscheKunststelle dies inihren

Satzungenaufnimmt,wirdeinerSubventionnichtsimWegestehen .DieGewerbe¬
förderungmachtdurchWanderausstellungenundSchaffungvonneuenAbsatzge¬
bieten erfreulicheFortschritte .Voneiner parteipolitischenVerwaltungim
Kinowesen kann nicht gesprochen werden .( Beifall bei der Mehrheit ) .

DerAntragdesGR. Dr. KolassaaufAuflösungderGemeindewachewird
abgelehnt und die Positionen der Verwaltungsgruppefür allgemeineVerwaltungs¬
angelegenheitenbeschlossen .

Vizebg .Emmerlingleitet sodanndie Debattezur VerwaltungsgruppeVIII
ein . Erteilt zunächst mit ,dass er erst morgen über die Wirtschaftspläne der
städtischenUnternehmungenberichtenwerde ,vorausgesetzt ,dass sie imStadtsena
erledigt wordensind . Eshandelt sich in der VerwaltungsgruppeVIII umdieSum¬
men ,die die einzelnen Unternehmungen an die Hoheitsverwaltung abzuführen ver¬

pflichtet sind .Für das Brauhaus der Stadt Wien ist eine Abfuhr von800 . 000

Schilling vorgesehen .Wenn auch das Jahr 1929 sowohl hinsichtlich der Witterung

verhältnisse als auchhinsichtlich des Absatzesein besondersgünstigesJahr
wa ,so glauben wir auch für das Jahr 1930 mit demselben günstigen Erfolg
rechnen zu können ,dadas Sinken der Weltmarktpreise für die Rohstoffe billige¬

re Einkäufe ermöglicht .Düe die städtische Ankündigungsunternehmungist eine
Abfuhrpost von 120 . oo0Schilling vorgesehen .Das Budget hält sich imGanzen

des Voranschlages
und Grossen in den Grenzen/des Jahres 1929 ,der Ertrag ist um einiges höher

angesetzt ,dadas Reklamegeschäft in den let ten Jahren einen steten Aufs hwung

zu verzeichnen hat .Våzebgm .Emmerling ersucht ,die Ansätze der Verwaltungs¬

gruppe VIII zu genehmigen .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .
Vizebgm .Hoss ( . . )bespricht die Strassenbahnverhältnisse imXXI .

Bezirk .Der Anschluss der Strassenbahnlinien 32 und 132 an die 3ler Linie ist
sehr ungünstig ,eine Verbesserung des Anschlusses würde keine ansehnlichen

Mehrkostenerfordern .NachlangemDrängenist es endlichgelungen ,zuerrei¬
chen ,dass die 132er Linie in der Früh durch eine kurze Zeit bis zumWallen¬

steinplatzgeführt wird ,aber diese Endstatipn ist nicht günstig .Die 132erLi
nie müsste bis zum Kai geführt werden .Der grösste Uebelstand für den XXt . Bezi

bildet die Eingeleisigkeit der Strassenbahn über die Reichsbrücke .Es ist das

eine wahre Schmach ,da ungefähr die Hälfte der Bewohnerschaft desXXI. Bezirks
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NamentlichzurBadezeitist derVerkehrüberdieReichsbrückeausserordentlich
velastend.DieGemeindeverwaltungmüsstedochendlichallesdaansetzen,dass
dieReichsbrückegebautwird,undVizebgr.EmmerlingalsStrassenbahnreferent
müsstesichmitallenKräftenbeiSt,R.Breitnerdafüreinsetzen.DerBauder
Reichsbrückewirdohnediesmindestens3Jahredauern.DieganzeZeitübersoll
einsofurchtbarerVerkehrüberdieReichsbrückebestehenbleiben.DieBevöl¬
kerungdesXX,.BezirkshateinRechtzuverlangen,dassendlichederVerkehr
verbessertwird(LebhafterBeifallbeiderEl. )

GR. Binder( . . )beshäftigtsichmitdenVerkehrsverhältnissenauf
derLandttrasse,dieer als miserabelbezeichnet.DieFLinieist trotzdes
Autobusverkehrsnochimmerüberfülltundeswirdathnichtsnützenwennman
wiediesgeplantist ,andieFWageneinenzweitenBeiwagenanhängt,dafüraber
dieIntervalleverlängert. AlsVertreterderBevölkerungderLandstrassever¬
langrer ,dasshierendlichderVizebgm.nachdemRechtensehe .AuchdieJLi-¬
niehatnichtgenugWagen.DurcheinenPendelverkehrzumRingkönntedieseLi-¬
nieentlastetwerden. NotwendigwäreauchdieEinrichtungeinesdirektenVer¬
kehrszwischenLyndstrasseundKai.AuchdieIntervallebeimOWagen,dereine
Bahnlinieist ,müsstenochmehrverkürztwerden,namentlichdürftennichtan
Sonntagen,wiediesheutegeschdeht,dieIntervallelängersein . DerRedner

machtbeklagtsichauchüberdiestiefmütterlicheBehandlungdeHWagensund
sodannineinerBesprechungderVerehrsunfälledaraufaufmerksam,dassinder
StreckevonderKeinergassebiszurApostelgasseundFasangasse-Rennweg,bei¬
desgefährlicheStellen,mitbesondererVorsichtgefahrenwerdenmüsste.Schlies
lich beklagter sichdarüber ,dassdurchdieReklamein denStrassenbahnwagen
dieAussichtfürdiePassagierebehindertwird.(LebhafterBeifallbeider. L.

GR. Dr.Hengl( . . )bemerktzunächst,ihmseiaussichererZuellemit¬
geteiltworden,dassdieBrauereiRannersdorfdreiViertelihresMalzbedarfes
ausdemAuslanddeckt( Hört! Hört ! beider Minderheit ) .Angesichtsdergrossen
NotderLandwirtschaftnamendlichauchimGerstenbaufragtderRednerden
Vizebgm.EmmerlingobsichauchdieGemeindeWiendemUebereinkommenderBraue¬
reienmitdenlandwirtschaftlichenKorporationenangeschlossenhabe ,wonach
dieBrauereiensichverpflichten,einbestimmtesgrössereyQuantumvonBrauger
te imInlandeinzukaufen ,obeswahrsei ,dassdieGemeindeMalzeinkäufeim
Auslandetätigeundwiesieesin Zukunfthaltenwolle. Erbesprichtsodanndie
VerkhrsverhältnisseinDöblingundbezeichnetsiealsebensodesolatwieim
Vorjahre. EsbestehtnochimmerderalteUebelstand,dassStrassenbahnzügeder
verschiedenenLinien ,diedasselbeGeleisebefahrenunmittelbarnacheinänder

572



Gemeinderatssitzungvom18 ,Dezember1929 IX . Blatt
unddassdann1oMinutenüberhauptkeinWagenaufdemGeleisekommt.Eine
ausserordentlicheGefahrbedeutetesauch,dassoftdasAbfahrtssignadzu
frühgegebenwird,woranabernichtdieSchaffner,sonderndieUeberfüllungde
Strassanbahnwagenschuldist .Gr. HenglbringtsodanneineReihevonWünschen
vor. DerGürtelzugbeiderStadtbahnhaltestelleHeiligenstadthateinenviel
zukurzenAufentlalt ,esmüsstendieF,hrplänedahinabgeändertwerden,dass
entwederallevierMinuteneinZugderDonaukanallinieundderGürtellinieab¬
gelassen wird ,oder dass manfrüher als heute in den Zug der Gürtellinie ein¬

steigenkann .DieHaltestelledes39erWagensbeiderKreuzungmussteverlegt
werden,beiderEndstationder38erLiniesolleineVõverkaufshütteerrichtet
werden.Eswäredasrächtigste,eineAutobusliniezwischenderGrinzinger¬
undderSandgassezueinzurichtenoderdie3herLiniebiszurBillrothstrasse

einenoderderGrinzingerAlleezuführeh.GR.HenglüberreichtAnträgø,womitdie
Strassenbahndirektionaufgefordertwird ,unverzüglicheineVorlagevorzulegen
welcheeinenermässigtenFahrpreisfür direkteFahrtehaufdenRadiallinien
derStrassenbahnzudenKopfstationenamRingundKaivorsieht. Sodannbe¬
sprichtGR .HengldenAutobusverkehrimXIX. BezirkundbezeichnetdieAutobus-¬
linie durch die Krottenbachstrasse als ganz ungenügend .Er bringt seineim
vorigenJahrvorgebrachtenVerbesserungsvorschlägehinsichtlichdesAutobus¬
verkehresinDöblingneuerlichvor. ErstellteinenAntragwonachdiein
diesenBezirksteilenbeschäftigtenArbeiterundAngestelltendenbesonderen

allgemeinTarif geniessensollen ,wiedie dort Wohnenden . Wennnicht schon/dieEndsta¬
tion derPutobusliniebis zurStadtbahnstationNussdorferstrasseverlegt
wird ,müsstedieswenigstensanSonn -undFeiertagengeschehen.Ferner
müsstebei der Endstationin der Gymnasiumstrasseein Wartehäuschenerrichtet
werden .ZumSchlussbeechwertsich der Rednerdarüber ,dassStrassenbahnschaffr
sich manchmalin Debatten von Fahrgästen die sich misdliebig über die Wie¬

aus sprechen
ner Gemeindeverwaltung/einmengenund solche AeusserungenvonFahrgästen
nicht zulassenwollen .Er bezeichnetes auchals unzuläissig ,dass diestädti¬wie zumBeispiel
schen Betridbsmittel , am . MaistädtischeAutobusseezur Beförderungsozia
demokratischerParteiangehörigerbenütztwerden(LebhafterBeifallbeider

EL . )

DieVerhandlungwirdabgebrochen.
Schlussder Sitzung20 ' 30Uhr .
DienächsteSitzungderGemeinderatsfindetmorgentum17Uhrstatt .

AufderTagesordnungstehtdieFortsetzungderSpezialdebatteüberdenVoran
schlag ,ferner die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungenfür das

Jahr1930unddie BilanzenderstädtischenUnternehmungenfür dasHahr1928.Fernerdie Aenderungender Gas - undStrombezugsbedingungen.573 " -„ —„ —„ —„ ——„——
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